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ENTWURFSVERFASSER:

Architekten Stadtplaner
Bauingenieure
Vermessungsingenieure
Erschließungsträger

Hohenwarter Straße 124
85276 Pfaffenhofen
Tel.: 08441 5046-0
Fax: 08441 504629
Mail info@wipflerplan.de

Proj.Nr.: 3011.055

DEN 27.11.2018PFAFFENHOFEN,

BP NR. 32 "AM ALTEN BAHNHOF"

1.PLANZEICHNUNG

4. VERFAHRENSVERMERKE  (Verfahren nach § 13 b BauGB)

1. Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 27.11.2018 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des 
Bebauungsplanes beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 30.11.2018 ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für 
den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 27.11.2018 hat in der Zeit vom 19.12.2018 bis 
25.01.2019 stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für 
den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 27.11.2018 hat in der Zeit vom 19.12.2018 bis 
25.01.2019 stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 27.07.2021 wurden die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 04.10.2021 bis 08.11.2021 beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 27.07.2021 wurde mit der Begründung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 08.10.2021 bis 08.11.2021 öffentlich ausgelegt.

6. Die Gemeinde Baar-Ebenhausen hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 23.11.2021 den Bebauungsplan 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 23.11.2021 als Satzung beschlossen.

7. Ausgefertigt
Baar-Ebenhausen, den ...................

................................................................
Ludwig Wayand
Erster Bürgermeister Siegel

8. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ................... gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB 
ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen 
Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen 
Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.
Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wurde 
in der Bekanntmachung hingewiesen. 

Baar-Ebenhausen, den ...................

................................................................
Ludwig Wayand
Erster Bürgermeister Siegel

PRÄAMBEL

Die Gemeinde Baar - Ebenhausen erlässt aufgrund

- der §§ 1, 1a, 9, 10 und 13b des Baugesetzbuches (BauGB)
- des Art. 23 der Gemeindeordnung (GO)
- des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO)
- der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO)
- der Planzeichenverordnung (PlanZV)

in der zum Zeitpunkt dieses Beschlusses jeweils gültigen Fassung den

Bebauungsplan Nr. 32  "Am alten Bahnhof" 
als

SATZUNG

Eine Begründung in der letztgültigen Fassung ist beigefügt.

Innerhalb seines Geltungsbereich ersetzt der Bebauungsplan Nr. 32 "Am alten Bahnhof" die Bebauungspläne Nr. 27 „Gewerbegebiet Baar – 

West“ in der Fassung vom 25.09.2015 und Nr. 27 „Gewerbegebiet Baar – West, 1. Änderung“ in der Fassung vom 28.03.2017 zur Gänze.

Geobasisdaten: Bayerische Vermessungsverwaltung 2019
Bezugssystem Lage: UTM 32
Bezugssystem Höhe: m ü. NHN (DHHN 2016)

Geobasisdaten: Bayerische Vermessungsverwaltung 2019
Bezugssystem Lage: UTM 32
Bezugssystem Höhe: m ü. NHN (DHHN 2016)

LANDKREIS PFAFFENHOFEN AN DER ILM
GEMEINDE BAAR-EBENHAUSEN

BP NR. 32 "AM ALTEN BAHNHOF"

BAAR-EBENHAUSEN

2. FESTSETZUNGEN 

1

E

o

SD 10-20°

WH 9,50

7 Garagen und Carports, Stellplätze, Tiefgaragen und Nebenanlagen

7.1 Fläche für Garagen und Carports 

Garagen und Carports sind auf den Baugrundstücken nur innerhalb der festgesetzten Flächen für Garagen und Carports sowie 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

7.2 Offene Stellplätze sind im WA1 und WA4 innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie der Flächen für 
Garagen und Carports zulässig. Innerhalb der zu begrünenden Grundstücksflächen sind sie unzulässig.
Im WA2 und WA3 sind oberirdische offene Stellplätze unzulässig, erforderliche Stellplätze sind in einer Tiefgarage unterzubringen. 

7.3 Die Flächen für offene oberirdische Stellplätze, Grundstücks- und Garagenzufahrten sind mit wasserdurchlässigen Belägen (z.B. 
Schotterrasen, Rasengittersteine, Rasenpflaster, Drainpflaster, u.ä.) anzulegen.

7.4 Tiefgaragen

Die Errichtung von Tiefgaragen ist im WA2 und WA3 innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
Innerhalb der festgesetzten, zu begrünenden Grundstücksanteile (vgl. 10.2) ist ihre Errichtung unzulässig.

Festgesetzter Ein- und Ausfahrtsbereich für Tiefgaragen

Ein- und Ausfahrten zur Tiefgarage außerhalb des festgesetzen Bereichs sind unzulässig.

Festgesetzter Bereich für eine eingehauste Tiefgaragenrampe mit einer max. Höhe von 3,0 m über 
hergestelltem Gelände, Ausführung mit extensiv begrüntem Flach- oder Pultdach.

Stellplätze innerhalb von Tiefgaragen sind mit einer Fläche von mindestens 2,50 m Breite und 5,50 m Tiefe, Fahrbahnen innerhalb 
von Tiefgaragen  mit einer Mindestbreite von 6,50 m anzulegen. 

Nicht überbaute Tiefgaragen sind flächig mit einer mindestens 30 cm hohen, durchwurzelbaren Substratschicht herzustellen und zu 
begrünen. Für Strauchpflanzungen ist eine Substrathöhe von mindestens 50 cm, für Baumpflanzungen von mindestens 80 cm 
vorzusehen. 
Bei Baumpflanzungen ist ein Wurzelraumvolumen je Baum von mind. 15 m³ anzustreben.

7.5 Fläche für Nebenanlagen

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind nur innerhalb der Flächen für Nebenanlagen, der Flächen für Garagen und Carports 
sowie innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
Innerhalb der zu begrünenden Grundstücksflächen sind sie unzulässig. 

Innerhalb der festgesetzten Flächen für Nebenanlagen dürfen diese mit einer max. Höhe von 3,0 m über Oberkante hergestelltes 
Gelände, gemessen am höchsten angrenzenden Geländepunkt, mit einer Länge auch von mehr als 9,0 m entlang der 
Grundstücksgrenzen ohne Abstandsflächen errichtet werden. 

Standplätze für Abfall- und Wertstoffbehälter sind innerhalb der Flächen für Nebenanlagen zu errichten und so einzuhausen, dass 
die Behälter von öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen aus nicht sichtbar sind.

7.6 Auf den Baugrundstücken sind Fahrradabstellplätze, mindestens in der Anzahl der erforderlichen Kfz-Stellplätze herzustellen. 
Fahrradabstellplätze sind ebenerdig innerhalb der Flächen für Nebenanlagen zu errichten und einzuhausen oder in der Tiefgarage 
(WA 2 und WA 3) zu errichten. Im WA 1 sind Fahrradabstellplätze generell auch außerhalb der Flächen für Nebenanlagen und offen 
(nicht eingehaust) zulässig.

8 Einfriedungen

Einfriedungen sind nur als transparente Holzlatten- oder Metallstabzäune mit maximal 1,10 m Höhe über Oberkante Gelände 
zulässig. Sie sind sockellos und am Boden durchlässig für Kleintiere auszuführen (Bodenfreiheit von mindestens 10 cm). Zudem sind 
Heckenpflanzungen mit heimischen Gehölzen zulässig. 

Flächig geschlossene Sichtschutzzäune zwischen Terrassen sind zulässig, wenn sie nicht mehr als 2,0 m vor die Fassade vortreten 
und mit einer max. Höhe von 2,0 m über Oberkante Gelände ausgeführt werden.

Im Bereich des WA1 sind bei einer Nutzung als Kindergarten die Einfriedungen so zu gestalten, dass sie ausreichend hoch sind, 
nicht zum Hochklettern verleiten und keine Gefährdung für Kinder darstellen. Eine Abweichung in der Ausführung und der Zaunhöhe 
ist hier deshalb zugelassen.

9 Geländeveränderungen und Stützmauern

Das natürliche Gelände ist grundsätzlich zu erhalten.

Geländeauffüllungen der Baugrundstücke werden bis auf Höhe der Oberkante Rohfußboden im Erdgeschoss zugelassen. Im 
Bereich des WA1 sind bei einer Nutzung als Kindergarten Geländeauffüllungen zur Gestaltung der Freianlagen bis auf eine Höhe 
von max. 3,0 m über dem bestehenden Gelände zulässig.

Abgrabungen zur Freilegung von Kellergeschossen sind unzulässig. Lichtschächte vor Kellerfenstern sind zulässig, jedoch nur bis zu 
einem Abstand von max. 0,75 m zur Fassade. 

Geländeveränderungen sind als Böschungen mit einer max. Neigung von 2:1 (Länge zu Höhe) auszubilden. Stützmauern werden mit 
einer max. Höhe von 0,8 m über Oberkante Gelände zugelassen.

10 Grünordnung

10.1 Grünordnung allgemein

Alle nachfolgend festgesetzten grünordnerischen Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen sind 
im Zuge der jeweiligen Bau- bzw. Erschließungsmaßnahme umzusetzen, spätestens jedoch in der Pflanz- 
bzw. Vegetationsperiode nach Nutzungsaufnahme der Gebäudes bzw. Fertigstellung der 
Erschließungsmaßnahme. 

Alle nachfolgend grünordnerisch festgesetzten Gehölze sind nach der Pflanzung artgerecht zu pflegen, 
dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang in der daraufolgenden Pflanzperiode in der festgesetzten Art und 
Mindestqualität zu ersetzen.

10.2 Privates Grün

Die nicht überbaubaren privaten Grundstücksflächen sind als Freiflächen nach landschaftsgestalterischen 
Gesichtspunkten zu gestalten. Diese Flächen sind zu mind. 30% mit Gruppen aus standortgerechten 
Gehölzen zu bepflanzen. Dabei sind 50% heimische Arten zu verwenden.

Die festgesetzte Lärmschutzwand ist einseitig zu mind. 50% zu begrünen. Auf je 2 m Wandlänge ist mind. 
eine rankende, klimmende oder schlingende Pflanze zu setzen. Bei Ausfall ist die Begrünung zu ersetzen.

                  zu begrünender Grundstücksanteil zur Ortsrandeingrünung und Durchgrünung,
                  Nebenanlagen innerhalb dieser Flächen sind unzulässig.

                  zu pflanzender Baum; Standort geringfügig (bis 5 m parallel zur Grenze)
                  veränderbar; zulässig sind standortgerechte, heimische Laubbäume

Mindestqualität:           Laubbäume: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm
                 Obstbäume: Halb- oder Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 12-14 cm
                 Strauch: verpflanzter Strauch, Höhe 60-100
                 Wandbegrünung: Container- oder Topfballen, Höhe 40 - 60 cm

Nadelgehölzhecken (heimisch oder fremdländisch) sind nicht zulässig.

10.3                   zu erhaltender Baum

Die zur Erhaltung festgesetzten Gehölze sind während der Bauphase fachgerecht zu schützen, artgerecht 
zu pflegen, dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang zu ersetzen. Bei Abgang ist der neue Standort bzw. 
die neue Anordnung, wenn notwendig veränderbar.

14 Sonstige Festsetzungen

14.1 Abgrenzung von Bereichen mit unterschiedlichen Festsetzungen z.B. bzgl. der zulässigen Wandhöhen, 
der Bauweise und der Zahl der zulässigen Wohnungen

14.2 Maßzahl in Metern, z.B. 5,0 m5,0

3. HINWEISE 

1 Hinweise durch Planzeichen

bestehende Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer, z.B. 214/93

aufzuhebende Flurstücksgrenze

bestehendes Haupt- und Nebengebäude

abzubrechendes Haupt- und Nebengebäude

unverbindlicher Bebauungsvorschlag

unverbindlicher Pflanzvorschlag für standortgerechte Laubbäume und Obstbäume
(zur Pflanzung auf Tiefgaragen werden Arten der Pflanzliste Hinweis Nr. 11 empfohlen)

6. Es ist mit geringen Grundwasserflurabständen zu rechnen. Dies ist bei der Bauausführung zu beachten, 
um Schäden am Gebäude und bei der späteren Nutzung zu vermeiden. Kellergeschosse und deren 
Öffnungen sind daher wasserdicht auszuführen, Heizölbehälter gegen Auftrieb zu sichern.
Es dürfen auf keinen Fall wassergefährdende Stoffe in den Untergrund gelangen, dies ist besonders im 
Bauzustand zu beachten.

Im Falle einer möglicherweise notwendigen Bauwasserhaltung ist die hierfür erforderliche 
wasserrechtliche Genehmigung rechtzeitig beim Landratsamt Pfaffenhofen zu beantragen.

Sollte für den Bau von Tiefgarage oder Keller eine Grundwasserabsenkung notwendig sein, ist zu prüfen, 
ob dieses Wasser in die Paar oder anderweitig entsorgt werden kann. Eine Einleitung in den 
Mischwasserkanal ist aus hydraulischen Gründen voraussichtlich nicht möglich

7. Die passive und aktive Nutzung der Solarenergie, sowie der Regenwasserbewirtschaftung wird 
ausdrücklich empfohlen.

Anlagen zur Verwendung von Regenwasser im Haus müssen den anerkannten Regeln der Technik 
entsprechen. Auf die Anzeigepflicht gem. § 13 Abs. 3 Trinkwasserverordnung 2001 (TrinkWV 2001) wird 
hingewiesen.

8. Werden Luft-Wärmepumpen errichtet, so wird darauf hingewiesen, dass diese tieffrequente Geräusche 
emittieren, die während der Nachtzeit besonders störend wirken. Bei der Auswahl dieser Geräte ist darauf 
zu achten, dass ein Schall-Leistungspegel von 50db(A) nicht überschritten wird (siehe Leitfaden des 
Bayer. Landesamt für Umwelt).

9. Bedingt durch die Ortsrandlage ist bei ordnungsgemäßer Bewirtschaftung der angrenzenden 
landwirtschaftlichen Flächen mit den üblichen Lärm-, Staub- und Geruchsimmissionen, auch an Sonn- und 
Feiertagen zu rechnen.

10. Eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler unterliegen gemäß Art. 8 Abs. 1-2 DSchG der Meldepflicht 
an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder an die Untere Denkmalschutzbehörde.

11. Für die Pflanzung von Laubbäumen auf Tiefgaragen werden folgende Arten empfohlen:

Ital. Ahorn Acer opalus
Franz. Ahorn Acer monspessulanum
Kornelkirsche Cornus mas
Blumen-Esche Fraxinus ornaus
Gleditschie Gleditsia triacanthos 'Elegantissima'   
Woll-Apfel Malus tschonoskii
Weidenbl. Birne Pyrus salicifolia 'Pendula'
Hopfenbuche Ostrya carpinifolia
Breitbl. Mehlbeere   Sorbus latifolia 'Henk Vink'
Obstbäume in Sorten und andere

12. Grenzabstände von Bepflanzungen
Auf die Bestimmungen des Art. 47 ff Gesetz zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuchs (AGBGB) wird 
hingewiesen.

13. Bei geplanten Baumpflanzungen in Bereich von Ver- und Entsorgungsanlagen ist das Merkblatt "Bäume, 
unterirdische Leitungen und Kanäle" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
Ausgabe 2013, zu beachten. 
Es ist sicherzustellen, dass durch Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung von 
Telekommunikationslinien und unterirdischen Versorgungsleitungen nicht behindert wird. 

14. Den Festsetzungen zum Thema Immissionsschutz liegt die schalltechnische Untersuchung des 
Ingenieurbüros Greiner (Bericht Nr. 219105 / 3 vom 10.09.2021) zugrunde.

15. Im vorliegenden Bebauungsplan sind maßgebliche Außenlärmpegel La gleich oder größer 61 dB(A) zu 
erwarten. Es ist daher ein Nachweis der Luftschalldämmung von Außenbauteilen von Aufenthaltsräumen 
in Wohnungen nach DIN 4109-1:2018-01 zu führen.
Sofern der Nachweis nicht auf Grundlage der maximalen maßgeblichen Außenlärmpegel durchgeführt 
wird, ist eine geschossweise Ermittlung des maßgeblichen Außenlärmpegels empfehlenswert.

Ergänzend zu den genannten Festsetzungen wird auch zur Abtrennung der unterschiedlichen Nutzungs-
bereiche WA1(KiTa) – WA2, eine 3m hohe Abschirmung nördlich der vorgesehenen Nebenanlagen 
empfohlen.

16. Die in den Festsetzungen des Bebauungsplanes genannten DIN-Normen und weiteren Regelwerke 
können zusammen mit diesem Bebauungsplan während der üblichen Öffnungszeiten bei der Gemeinde 
Baar-Ebenhausen, Münchener Str. 55, eingesehen werden. 

Die betreffenden DIN-Vorschriften usw. sind auch archivmäßig hinterlegt beim Deutschen Patentamt. 

17. Mit den Genehmigungsunterlagen ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan mit Angaben zu 
natürlichen und geplanten Geländehöhen, Einfriedungen, Auffüllungen, Bepflanzungen und 
Oberflächenbefestigungen (Materialien) einzureichen.

18. Artenschutz: Vermeidungsmaßnahmen

V1: Gehölzbeseitigungen dürfen nur zwischen Oktober und Februar außerhalb der Vogelschutzzeit (März 
bis September) erfolgen. Die Fällung von Bäumen, an denen Verdacht auf eine Winterquartiernutzung 
durch Fledermäuse besteht (zwei alte Linden am Rand der Flnr. 214/59) sind nur im Oktober außerhalb 
der Winterschutzzeit für Fledermäuse (November bis März) zu fällen. Ist dies nicht möglich, muss zur 
geplanten Fällung der betreffenden Bäume ein Fledermausexperte hinzugezogen werden, unter dessen 
Anleitung der Baum unter Einsatz eines Hubsteigers abschnittsweise von oben her abgetragen wird. Der 
Experte prüft dabei vorher die jeweiligen Stammabschnitte auf überwinternde Fledermäuse und rettet 
diese gegebenenfalls. 

V2: Der Abriss der Gebäude (DB-Halle und Gebetshaus) erfolgt im Oktober, außerhalb der Vogelschutz-
zeit (1. März bis 30. September) und außerhalb der Winterschutzzeit von Fledermäusen (November bis 
März). Die Hütte (drittes Gebäude) kann jederzeit beseitigt werden (Sollte diese Zeitvorgabe nicht 
realisierbar sein, dann V3)

V3: Für den Fall, dass V2 nicht möglich ist: Der Abriss der o.g. Gebäude erfolgt zu einem frei wählbaren 
Zeitpunkt. Unmittelbar vor dem Abriss werden die Gebäude durch einen Experten für Fledermausschutz 
auf überwinternde oder Wochenstuben bewohnende Fledermäuse kontrolliert und diese ggf. gerettet. Bei 
einem Abriss während der Vogelschutzzeit (1. März bis 30. September) wird außerdem von einem 
naturschutzfachlichen Gutachter geprüft, ob Vögel an den Gebäuden brüten. Im Falle von Bruten wird der 
Abriss auf den Zeitraum nach Flüggewerden der Jungtiere verschoben.

19. Artenschutz allgemein 

Sobald die Nistkästen für Fledermäuse und Vögel aufgehängt wurden (vgl. Fests.13.3 CEF-Maßnahme), 
ist der unteren Naturschutzbehörde im Nachgang ein Lageplan der Kästen vorzulegen. Weiterhin wird 
darauf hingewiesen, dass die Fledermauskästen über einen Zeitraum von mind. 10 Jahren zu warten 
(säubern, freischneiden, etc.) und ggf. zu ersetzen sind. 

Während der Bauphase entstehende, temporäre Lebensräume für Amphibien, Reptilien und Vögel sind 
vor Beeinträchtigungen durch den Baubetrieb zu schützen. Bei Laich- bzw. Brutaktivitäten sind die 
entsprechenden Bereiche vom Abbaubetrieb auszusparen und in größtmöglichen Abstand zu umfahren

Zur Vermeidung der Anlockung von Nachtfaltern und anderen Fluginsekten durch Straßenbeleuchtung 
und Gebäudelampen wird empfohlen, vollständig geschlossene LED-Lampen mit asymmetrischem 
Reflektor und nach unten gerichtetem Lichtkegel zu verwenden. 

13 Eingriffsregelung - Naturschutzrechtliche Ausgleichsflächen

13.1 Ausgleichsfläche Bestand 

Die bestehenden Ausgleichsflächen werden den Bebauungsplänen Nr. 27 „Gewerbegebiet Baar-West“ und Nr. 27 „Gewerbegebiet 
Baar – West, 1. Änderung“ sowie den Bebauungsplänen Nr. 29 „Am Getreidelager“ und Nr. 29 „Am Getreidelager - 1. Änderung“ 
zugeordnet.

13.2 Externe Ausgleichsflächen

Der benötigte Ausgleichsflächenbedarf von 5.586 Wertpunkten für Eingriffe ist auf Flurnummer 1017, Gemarkung Baar, über das
Ökokonto der Gemeinde Baar-Ebenhausen zu decken und wird gemäß § 9 Abs. 1a BauGB diesem Bebauungsplan zugeordnet.

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung einschließlich Berechnung der Ausgleichsflächen sowie Details zu den externen 
Ausgleichsflächen sind in der Begründung (Kapitel 9. Belange des Arten-, Natur- und Umweltschutzes) näher erläutert und ergänzen 
die Festsetzungen inhaltlich.

13.3 CEF-Maßnahmen

Die CEF-Maßnahmen (CEF 1: Aufhängen von zwei Fledermauskästen an nahgelegenem Altbaumbestand und zwei 
Fledermauskästen an einem Gebäude, CEF 2: Aufhängen von zwei Nistkästen für Sperlinge an einem Gebäude) sind auf der Flnr. 
214/93, Gemarkung Baar, durchzuführen
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12 Immissionsschutz 

12.1 Schallschutzmaßnahmen an Gebäuden

12.1.1 Aufgrund der Verkehrsgeräuschbelastung sind innerhalb des Plangebietes bei der Errichtung und wesentlichen Änderung von 
Gebäuden mit schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm zu treffen. Die Anforderungen an den 
passiven Schallschutz gemäß der DIN 4109:2018-1, entsprechend der Bayerischen Technischen Baubestimmungen vom April 2021, 
sind einzuhalten.

12.1.2 An den Westfassaden ist die Anordnung von öffenbaren Fenstern schutzbedürftiger Aufenthaltsräume von Wohnungen nur dann 
zulässig, wenn vor diesen Fenstern spezielle Schallschutzkonstruktionen (vorgehängte Fassaden, Loggien, verglaste Vorbauten 
o.ä.) vorgesehen werden. In Ausnahmefällen kann bei ausschließlich tagsüber genutzten Wohnräumen (z.B. Wohnzimmer bzw. 
Wohnküchen) hiervon abgewichen werden.

12.1.3 Zur erforderlichen Belüftung sind bei nachts schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen schallgedämmte Lüftungseinrichtungen oder 
gleichwertige Maßnahmen vorzusehen, welche das erforderliche Schalldämmmaß nach DIN 4109 nicht verschlechtern dürfen.

12.2 Abschirmungen

zu errichtende Lärmschutzwand mit einer Höhe von mindestens 3,0 m 
(über Oberkante hergestelltes Gelände, gemessen am höchsten angrenzenden Geländepunkt) 

Zum Schutz der Außenwohnbereiche und der Innenhöfe ist die Schließung der Innenhöfe nach Westen durch eine Schallschutzwand 
mit einer Höhe von mindestens 3 m vorzusehen. (mindestens 50% der Wandfläche in Glas auszuführen) 
Die Abschirmung ist an der Ostseite schallabsorbierend auszukleiden. Der Absorptionsgrad muss mindestens 0,5 bei 500 Hz 
betragen.

Zur Abtrennung der unterschiedlichen Nutzungsbereiche (Moschee – WA 3) ist an der Südseite des WA3 eine 3m hohe beidseitig 
absorbierende Abschirmung nördlich der vorgesehenen Nebenanlagen zu errichten. 
Diese Maßnahme kann entfallen, wenn das WA 4 mit einer Wohnnutzung bebaut wird.

Die o.g. Abschirmungen müssen den Schall beim Durchgang um mindestens 25 dB mindern.
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PD 15° max.

1 Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

2 Art der baulichen Nutzung

Als zulässige Art der baulichen Nutzung wird ein allgemeines Wohngebiet WA
gem. § 4 BauNVO festgesetzt.

Gem. § 1 Abs. 6 BauNVO sind die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen unzulässig.

3 Maß der baulichen Nutzung

3.1 höchstzulässige Grundfläche GR in qm, z.B. 350 qm

Die höchstzulässige Grundflächenzahl darf gem. § 19 Abs. 4 BauNVO durch die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit 
ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche grundsätzlich 
bis zu einer Gesamt-Grundflächenzahl GRZ von 0,7 überschritten werden. 

Darüber hinaus darf im WA2 und WA3 die höchstzulässige Grundflächenzahl zusätzlich durch die Fläche von Tiefgaragen bis zu 
einer Gesamt-Grundflächenzahl GRZ von 0,9 überschritten werden. 

3.2 Zahl der Vollgeschosse

höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse, z.B. II (zwei)

es sind max. drei Vollgeschosse zulässig, wobei das dritte Vollgeschoss nur als
Terrassengeschoss zulässig ist.

Das Terrassengeschoss darf sich über maximal 75 % der Grundfläche des daruntergelegenen Geschosses erstrecken.

3.3 höchstzulässige Wandhöhe WH  in m, z.B. 9,50 m

Die festgesetzte maximal zulässige Wandhöhe WH ist jeweils traufseitig in Außenwandlage zu messen, ab der Oberkante (OK) 
Rohfußboden im Erdgeschoss bis zum Schnittpunkt der verlängerten Außenkante Mauerwerk mit der OK Dachhaut, bzw. der OK 
Attika.

3.4 Die Oberkante des Rohfußbodens im Erdgeschoss darf max. 0,80 m über Oberkante der nächst-
gelegenen Erschließungsstraße, gemessen von der Mitte der straßenzugewandten Gebäudeseite bis zur Mitte der Fahrbahn, liegen.

4 Zahl der Wohneinheiten

höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten WE je Wohngebäude, z.B. acht (8) Wohneinheiten

Zusammengebaute Gebäude zählen als ein Wohngebäude.

5 Baugrenzen, Baulinien, Bauweise

5.1 festgesetzte Baugrenze

5.2 festgesetzte Baulinie

Gebäude sind an den festgesetzten Baulinien grundsätzlich über mindestens 75% der Länge der Baulinie mit zwei Vollgeschossen 
zu errichten. Im WA 2 und WA 3 wird im dritten Obergeschoss (Terrassengeschoss) ein Rücksprung von der Baulinie zugelassen. 
Im WA 4 wird, an der Ostseite der Gebäude, ein erdschossiger Rücksprung von max. 3,5 m von der Baulienie zugelassen. 

5.3 Vor die Außenwand tretende Bauteile, wie Dachüberstände und Eingangsüberdachungen, untergeordnete Vorbauten wie Balkone, 
Außentreppen, erdgeschossige Anbauten sowie Terrassen dürfen die festgesetzen Baugrenzen unter Einhaltung der erforderlichen 
Abstandsflächen gem. Art 6 Abs. 8 BayBO überschreiten; innerhalb der festgesetzten zu begrünenden Grundstücksanteile und der 

Ausgleichsflächen sind diese Überschreitungen jedoch unzulässig. 

5.4 Es wird die offene Bauweise festgesetzt.

Es wird eine abweichende Bauweise festgesetzt, innerhalb der festgesetzten Baugrenzen und Baulinie 
dürfen Gebäude ohne Einhaltung von Grenzabständen an die Grundstücksgrenzen herangebaut 
werden.

5.5 Es sind nur Einzelhäuser zulässig.

6 Bauliche Gestaltung 

6.1 Dächer

für Hauptgebäude sind nur Satteldächer SD mit einer Dachneigung von 10°- 20° zulässig 

für Hauptgebäude sind nur Flach- und Pultdächer PD mit einer Dachneigung von max. 15° zulässig

Für Garagen, Carports, Nebenanlagen und untergeordnete erdgeschossige Anbauten sind Flachdächer und flach geneigte 
Pultdächer bis max. 15° Dachneigung zulässig.

Als Dacheindeckungen für Satteldächer sind nur nicht glänzende Eindeckungen den Farben grau bis anthrazith sowie extensive 
Dachbegrünung zulässig. Flach- und Pultdächer sind, sofern sie nicht als Dachterrasse genutzt werden, mit extensiver 
Dachbegrünung (mind. 5 cm Substratauflage) auszuführen. 
Untergeordnete erdgeschossige Anbauten und Eingangsüberdachungen sind auch mit Blech- und Glaseindeckungen zulässig.

6.2 Dachaufbauten, Photovoltaik- und Solarenergieanlagen

Dachaufbauten in Form von Gauben und Zwerchgiebeln sowie Dacheinschnitte sind unzulässig. 

Photovoltaik- und Solarenergieanlagen auf Dachflächen sind generell zulässig. Sie sind (bei aufgeständerten Anlagen) um 
mindestens 1,0 m von der Außenkante des Dach zurückzusetzen. Ihre Höhe wird auf max, 0,75 m über Oberkante Dachhaut, (bzw. 
Oberkante Substrat bei Dachbegrünung) begrenzt. 

11 Verkehrsflächen

11.1 Straßenbegrenzungslinie

11.2 öffentliche Verkehrsfläche  mit unverbindlichem Vorschlag zur Gestaltung des Straßenraums
(Gehweg, Straßenraumbegrünung)

öffentliche Fuß- und Radwegefläche mit unverbindlichem Vorschlag zur Gestaltung des Wegeraums 
(Straßenraumbegrünung)

2 Die Planzeichnung ist für Maßentnahmen nur bedingt geeignet. Bei der Vermessung sind etwaige 
Differenzen auszugleichen.

3. Eine Versickerung von Niederschlagswasser über belastete Auffüllungen bzw. belasteten Boden ist nicht 
zulässig. Kontaminierte Auffüllungen bzw. Bodenhorizonte im Bereich von evtl. geplanten 
Versickerungsanlagen sind entsprechend den Sickerwegen vollständig auzutauschen und 
ordnungsgemäß zu entsorgen. Die Z0-Werte der LAGA-Boden sind dabei einzuhalten. Dies ist durch 
Sohl- und Flankenbeprobungen zu belegen.

4. In der Bauphase müssen die mit Schadstoffen belasteten Bereiche für Kinder durchgängig unzugänglich 
abgesichert werden. Auch nach der Bauphase ist durch geeignete Maßnahmen der Zugriff (Hand/Mund) 
für Kinder zu entziehen. Dies kann entweder durch Abdeckung mittels Rasen oder ähnlichem geschehen. 
Auf Flächen mit gärtnerischer Nutzung bzw. für spielende Kinder (Spielplatz, Sandkasten im Garten usw.) 
ist der Bereich bis zu einer Tiefe von mindestens 30 cm ab Geländeoberkante aus Vorsorgegründen 
gegen unbelastetes Material auszutauschen. Für Grünflächen (Rasen) oder sonstige Pflanzen wie 
Sträucher oder Bäume ergeben sich aus unserer Sicht keine speziellen Forderungen. Auch Verfüllungen 
in den tieferen Erduntergrund (Baugrubenauffüllungen) oder im Straßen- und Wegebau dürften kein 
gesundheitliches Problem darstellen.

Sollten Anhaltspunkte für das Vorliegen weiterer Bodenverunreinigungen bekannt werden, sind der 
Verursacher einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast, sowie dessen Gesamtrechtsnachfolger, 
der Grundstückseigentümer, der Inhaber der tatsächlichen Gewalt und der frühere Eigentümer (bei 
Übertragung des Eigentums nach dem 1. März 1999) verpflichtet, unverzüglich die zuständigen Behörden 
(Landratsamt Pfaffenhofen und Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt) zu informieren. Art. 1 Satz 1 Bay-
erisches Bodenschutzgesetz (Bay-BodSchG) in Verbindung mit § 4 Absätze 3 und 6 Bundes-Boden-
schutzgesetz (BBodSchG)“

5. Alle Vorhaben sind vor Bezug an die öffentliche Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 
anzuschließen.

DEN 27.07.2021GEÄNDERT,

TG-Rampe

NA

DEN 23.11.2021GEÄNDERT,


